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für das Jahr 2012 darf ich Ihnen alles Gute wünschen und an dieser Stelle mich auch im Namen des Vorstandes
bei allen ehrenamtlich für die Kammer tätigen Kolleginnen und Kollegen für ihre Arbeit in 2011 bedanken.

Was erwartet uns nun im Jahre 2012?

Aller Voraussicht nach keine Erhöhung unserer Gebühren, denn diese sollen nach dem Gesetzentwurf erst zum
01.07.2013 erhöht werden.
Der Gesetzentwurf ist zwischenzeitlich geprüft worden und von der Bundesrechtsanwaltskammer wird eine
Stellungnahme erarbeitet. Bei der Prüfung hat sich herausgestellt, dass die Probleme – wie immer – 
im Detail stecken.
Einige Regelungen sind positiv, sie werden aller Voraussicht nach für die im Strafrecht- oder Sozialrecht täti-
gen Kolleginnen und Kollegen deutliche Verbesserungen bringen. Bei im Zivilrecht tätigen Kolleginnen und
Kollegen löst der Entwurf bei näherer Betrachtung allerdings keine große Begeisterung aus. Eine differenzier-
te Betrachtung der Neuregelungen unter Berücksichtigung der Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer
werde ich Ihnen sicherlich im Rahmen der Kammerversammlung geben können.

Im Jahre 2012 soll aller Voraussicht nach das von der EU-Kommission im Internet betriebene europäische Jus-
tizportal um ein einheitliches europaweites Anwaltsregister ergänzt werden.

Das Register soll die Möglichkeit geben, auf Fachanwaltschaften hinzuweisen und darüber hinaus gibt es auch die Möglichkeit, innerhalb von 20
Suchbegriffen Tätigkeitsfelder anzugeben. Diese Tätigkeitsfelder umfassen nicht die Abgrenzungen, die wir in Deutschland gewöhnt sind. Die et-
was gröbere Rasterung ist aber dem europäischen Gesamtrahmen geschuldet.

Die Kammern müssen der Bundesrechtsanwaltskammer die entsprechenden Daten ihrer Mitglieder zur Verfügung stellen, weil dort das Bundesre-
gister geführt wird. Wer zusätzlich zu seiner Fachanwaltsbezeichnung die Aufnahme eines Tätigkeitsschwerpunktes wünscht, sollte dies der Kam-
mer möglichst umgehend mitteilen, gleiches gilt für die Aufführung von Sprachkompetenzen. 
Wegen der näheren Einzelheiten darf ich auf den Beitrag in diesen Kammermitteilungen verweisen.

Einen weiteren Schwerpunkt im Jahre 2012 wird wahrscheinlich der elektronische Rechtsverkehr bilden. Die Entwicklung, die bei den Notaren z.
B. im Rahmen des Handelsregisters, Testamentsregisters und Grundbuchwesen bereits zum großen Teil vollzogen worden ist, wird sich aller Vor-
aussicht nach auch in Prozessverfahren fortsetzen. 
Geplant ist die Einführung der elektronischen Akte bei den Gerichten und damit die Einreichung der Schriftsätze durch die Anwälte ebenfalls auf
elektronischem Wege.

Dies wird für jeden Anwalt bedeuten, dass er die Möglichkeit der elektronischen Kommunikation in Zukunft bereitstellen muss. Hierzu gehört auch
die Einrichtung eines elektronischen Postfaches. Welche Sicherheitsstandards damit verbunden sein werden, ist noch in der Schwebe.
Allerdings müssen sich die Anwälte darauf einstellen, dass in diesem Bereich in den nächsten Jahren Investitionen auf sie zukommen werden. Die
Einführung dürfte allerdings relativ unproblematisch sein.
Diejenigen Kanzleien, in denen ein Anwaltsnotar tätig ist, haben die entsprechenden 
Voraussetzungen bereits in den vergangenen Jahren geschaffen. Auch die übrigen Kanzleien sind bezüglich der Ausstattung mit elektronischer Da-
tenverarbeitung sicherlich bereits einen Schritt weiter als die Gerichte, so dass uns diese Einführung und Umstellung wenig Probleme bereiten soll-
te.

Im Bereich der Anwaltsnotare sind im vergangenen Jahr die ersten Stellen nach dem neuen Recht ausgeschrieben worden. Sie konnten in unserem
Bereich in einem Amtsgerichtsbezirk nicht besetzt werden, weil keine Bewerber mit der entsprechenden Qualifikation vorhanden waren. Ich verra-
te an dieser Stelle kein Geheimnis, wenn ich offenbare, dass es sich um den Amtsgerichtsbezirk Salzgitter handelt. Dort waren zwei Stellen ausge-
schrieben, sie konnten nicht besetzt werden. Ein gleichbleibendes Urkundsaufkommen unterstellt werden, in diesem Bezirk auch im Jahre 2012 zwei
Stellen ausgeschrieben werden. Wer sich in Salzgitter mit dem Gedanken trägt, Notar zu werden, wird in Zukunft wohl kaum bessere Chancen er-
halten als im Jahre 2012.

Abschließend darf ich auf die Kammerversammlung am Mittwoch, den 07.03.2012 in Braunschweig auch an dieser Stelle noch einmal ausdrücklich
hinweisen.

Wir werden aufgrund des Niedersächsischen Haushaltsgesetzes einen Doppelhaushalt verabschieden müssen und zwar für 2012 und für das Jahr
2013. Die bisherige Handhabung der Kammer, den Haushalt für das laufende Jahr immer erst im März des Jahres zu verabschieden und den Beitrag
festzusetzen ist nicht mehr zulässig.
Dies bringt die Kammer natürlich in eine etwas schwierige Situation, weil die Ausgabensteigerungen für 2013 und die Zahl der Mitglieder für 2013
nicht sicher zu prognostizieren sind. Sicher ist, dass durch die Schlichtungsstelle – auf den Beitrag in diesen Kammermitteilungen darf ich insoweit
verweisen – Mehrkosten im Jahre 2013 auf die Kammer zukommen werden. Auch die erforderlichen Umstellungen im Rahmen der EDV hinsicht-
lich des europäischen Anwaltsregisters werden uns mit Kosten belasten. Dies zwingt uns leider dazu eine Beitragserhöhung von Euro 2,50 pro Mo-
nat zu beschließen.

Ihr

Michael Schlüter
-Präsident-
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Aus der Arbeit des Vorstandes
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Bericht aus Berlin

Bericht aus Berlin

BGH: Mehrheitserfordernisse bei RA-GmbH sind
verfassungsgemäß

Eine GmbH, bei der die Mehrheit der Geschäftsantei-
le und der Stimmrechte Patentanwälten zusteht, kann
nicht als Rechtsanwaltsgesellschaft zugelassen wer-
den.
Zur Begründung führte der BGH in seiner Entschei-
dung aus, dass Patentanwälte zwar Gesellschafter ei-
ner Rechtsanwaltsgesellschaft sein können, die Mehr-
heit der Geschäftsanteile und der Stimmrechte müsse
jedoch gemäß § 59e II 1 BRAO zwingend Rechtsan-
wälten zustehen.
Dieses Erfordernis verstoße auch nicht gegen das
Grundgesetz. Ziel dieser Normen sei es, dass die an-
waltlichen Berufsträger innerhalb der Gesellschaft
nicht von Angehörigen anderer sozietätsfähiger Beru-
fe majorisiert werden. Dadurch werde die Unabhän-
gigkeit der anwaltlichen
Berufsausübung in der GmbH gegen berufsfremde
Einflussnahmen durch nichtanwaltliche Gesellschafter
abgesichert. Obwohl es für Personengesellschaften
keine entsprechenden Vorschriften gibt, könne hierin
kein Verstoß gegen Art. 3 GG gesehen werden. Die
unterschiedliche Behandlung sei gerechtfertigt, weil
die Rechtsanwaltsgesellschaft selbst zur Anwaltschaft
zugelassen werde. Sozietät und Partnerschaftsgesell-
schaft seien dagegen trotz ihrer Rechtsfähigkeit nicht
Träger der Berufszulassung. Sie stützten sich in ihrer
Tätigkeit auf die Berufszulassung ihrer Gesellschafter
und müssten sich in deren Grenzen bewegen. Bei der
als GmbH organisierten Rechtsanwaltsgesellschaft
werde die Beachtung der anwaltlichen Sorgfaltspflich-
ten gegen denkbare berufsfremde Einflüsse innerhalb
der Rechtsanwaltsgesellschaft durch Sicherung der an-
waltlichen Leitungsmacht erreicht. Die anwaltliche
Tätigkeit innerhalb der gemischten Rechtsberaterso-
zietät, die allgemeine Rechtsdienstleistung erbringt,
bedürfe einer ähnlichen Abschirmung nicht in glei-
chem Maße.
(BGH, Urt. v. 10.10.2011 - AnwZ (Brfg) 1/10)

Wegfall des Papier-Bundesanzeigers

Der Bundesrat hat am 16.12.2011 dem Gesetz zur Än-
derung von Vorschriften über Verkündung und Be-
kanntmachungen sowie der Zivilprozessordnung, des
Gesetzes betreffend die Einführung der Zivilprozes-
sordnung und der Abgabenordnung zugestimmt. Mit
dem Gesetz soll das Verkündungs- und Bekanntma-
chungswesen des Bundes für den Teilbereich der Ver-
kündungen und Bekanntmachungen im Bundesanzei-
ger auf eine ausschließlich elektronische Form umge-
stellt werden. Der bisherige gedruckte Bundesanzeiger
soll eingestellt und in elektronischer Form als Verkün-
dungs- und Bekanntmachungsorgan über das Internet
unter Beibehaltung der Bezeichnung „Bundesanzei-
ger“ weitergeführt werden. Das Gesetz enthält speziel-
le Regelungen für den Zugang zu den Veröffentlichun-
gen, zu den technischen Sicherungsanforderungen und
zu Ersatzveröffentlichungen bei Ausfall des elektroni-
schen Verkündungsorgans. Personen, die über keinen
Internetanschluss verfügen, erhalten die Möglichkeit,
Ausdrucke des Bundesanzeigers oder Teile davon ge-
gen Entgelt per Post zu beziehen. Das neue Gesetz tritt
überwiegend am 01.04.2012 in Kraft.

Mediationsgesetz beschlossen

Der Bundestag hat in seiner Sitzung am 15.12.2011
das Gesetz zur Förderung der Mediation und anderer
Verfahren der außergerichtlichen Streitbeilegung be-
schlossen. Der Bundestagsrechtsausschuss hat den ur-
sprünglichen, vom Bundesjustizministerium vorgeleg-
ten Gesetzentwurf erheblich verändert. So soll die zu-
nächst vorgesehene gerichtsinterne Meditation entfal-
len, stattdessen wird ein sogenanntes Güterichtermo-
dell eingeführt. Künftig können danach Rechtsstreitig-
keiten ohne zusätzliche Kosten für die Parteien an ei-
nen Güterichter verwiesen werden, der keine Ent-
scheidungsbefugnis hat, sondern ausschließlich nach
Möglichkeiten für eine einvernehmliche Lösung
sucht. Damit soll die richterliche Streitschlichtung klar
von der Mediation abgegrenzt werden. So kann der
Güterichter, anders als der Mediator, rechtliche Be-
wertungen vornehmen und den Parteien Lösungen für
den Konflikt vorschlagen.
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Die BRAK begrüßte in einer Pressemitteilung die vom
Ausschuss vorgeschlagenen Änderungen.
Die Kammer hatte in ihrer früheren Stellungnahme
zum Referentenentwurf die Festschreibung der rich-
terlichen Mediation ausdrücklich kritisiert.
Im neuen Gesetz ist jetzt – auf Initiative des Rechts-
ausschusses – auch die Mediatorenausbildung gere-
gelt. Die BRAK, die sich von Beginn der Beratungen
an für eine entsprechende gesetzliche Grundlage aus-
gesprochen hatte, war an einer Arbeitsgruppe beteiligt,
die bereits einen Verordnungsentwurf ausgearbeitet
hat. Der Entwurf sieht vor, dass sich als zertifizierter
Mediator bezeichnen darf, wer über ein abgeschlosse-
nes Hoch- oder Fachhochschulstudium oder mehrjäh-
rige Berufserfahrung verfügt und darüber hinaus eine
Mediationsausbildung mit genau festgelegten Inhalten
absolviert hat. Unter anderem müssen dabei Kennt-
nisse und Fähigkeiten zur Verhandlungstechnik, zur
Gesprächsführung und zu rechtlichen Fragen der Me-
diation vermittelt werden.

Bekanntmachung zu § 115 ZPO vom 07. Dezember
2011

Aufgrund des § 115 Abs. 1 Satz 5 ZPO wurden die
maßgebenden Beträge, die nach § 115 Abs. 1 Satz 3
Nr. 1 b) und Nr. 2 ZPO vom Einkommen der Partei ab-
zusetzen sind, angehoben. So wurden der Regelbedarf

von 400 Euro auf 411 Euro und der Erwerbstätigkeits-
freibetrag von 182 Euro auf 187 Euro angehoben. Für
jede weitere Person, der die Partei unterhaltsverpflich-
tet ist, gilt eine Staffelung von 241 Euro bis 329 Euro,
je nach Alter der Person.

Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und An-
erkennung im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen

Das Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und An-
erkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikatio-
nen wurde am 12.12.2011 im Bundesgesetzblatt ver-
kündet (s. Anlage) und tritt nunmehr am 01.04.2012 in
Kraft. Die Abschaffung des Deutschenvorbehalts in
der Bundesnotarordnung tritt bereits am 13. Dezember
2011 in Kraft; Hintergrund ist die Umsetzung eines
EuGH-Urteils. 
Damit stehen die Kammern vor der Aufgabe, im Aus-
land erworbene Berufsqualifikationen im Hinblick auf
ihre Gleichwertigkeit mit inländischen Berufsab-
schlüssen, insbesondere der ReNos und ReFas zu be-
werten und das Ergebnis dieser Gleichwertigkeitsprü-
fung zu bescheinigen. 
Eine Bewertung ausländischer Abschlüsse ist jedoch
dann nicht möglich, wenn die erforderlichen Nach-
weise, wie etwa Zeugnisse, Bescheinigungen oder Ur-
kunden, nicht oder nur unvollständig vorliegen. Eine
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Bewertung kann darüber hinaus auch dann nicht erfol-
gen, wenn keine ausreichenden Informationen über
die ausländische Berufsbildung, ins-besondere über
die vermittelten Fertigkeiten und Kenntnisse, verfüg-
bar sind. Um in diesen Fällen eine Bewertung der in-
dividuellen Berufsqualifikation zu ermöglichen, sieht
das Anerkennungsgesetz (u. a. durch § 14 BQFG und
§ 50 b Absatz 4 HwO) die Möglichkeit vor, dass die
zuständigen Anerkennungsstellen nicht nachgewiese-
ne Berufskompetenzen durch sonstige Verfahren fest-
stellen können. Die Kammern stehen vor der Aufgabe,
geeignete Verfahren für diesen Kompetenzfeststel-
lungsprozess zu entwickeln. 

Das Projekt „Prototyping“ widmet sich der Entwick-
lung eines Verfahrens, das bundes-weit und übergrei-
fend Anwendung finden kann, um die zuständigen
Stellen im Bereich der Aus- und Weiterbildungsberufe
bei ihrer künftigen Aufgabenwahrnehmung zu unter-
stützen und sowohl bei Antragstellern als auch bei Be-
trieben bzw. Arbeitgebern für Transparenz des Verfah-
rens zu sorgen. Der Westdeutsche Handwerkskammer-
tag koordiniert dieses vom Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung geförderte Projekt in Zusammen-
arbeit mit dem Zentralverband des Deutschen Hand-
werks. Hierneben wird es das BQ-Portal, gefördert
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und

Technologie, geben, das
die Kammern bei der
Umsetzung des Gesetzes
unterstützen soll. Unklar
ist derzeit aber noch, in-
wieweit diese Projekte
tatsächlich hilfreich sein
werden. 
Es wird davon ausgegan-
gen, dass es nur wenige
Anträge geben wird. In
der Regel wird ableh-
nend zu bescheiden sein,
da es den im Ausland
Ausgebildeten an der
entsprechenden inländi-
schen Rechtskunde feh-
len dürfte. 
Es wird nunmehr ein für
alle Kammern anwend-
barer Handlungsleitfa-
den bzw. Handlungs-
empfehlungen für die
Entwicklung bundesweit
einheitlicher Prüfverfah-
ren erarbeitet und zur
Verfügung gestellt wer-
den, der je nach Bedarf
herangezogen werden
kann. 

(Quelle:BRAK)
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Berufsfragen

Konstituierende 1. Sitzung
der 5. Satzungsversammlung am 14.10.2011 in Berlin

Wie jedes Mal zu Beginn einer Versammlungs-Perio-
de wurde auch diesmal in der Literatur die Frage auf-
geworfen, ob und wozu die seit 1994 existierende Sat-
zungsversammlung überhaupt (noch) benötigt wird
(diesmal z.B. Hamacher in Editorial AnwBl 10/2011).
Die Antwort hierauf gibt das Anwaltsblatt in erfreu-
licher Weise mit dem Abdruck zweier Abhandlungen
von Deckenbrock und Hellwig auf den Seiten 705 ff
und 713 ff gleich selbst.

Die erste Sitzung der 5. Satzungsversammlung fand
nun am 14.10.2011 in Berlin statt. 

Die schon lange anstehende Reduzierung der Mitglie-
deranzahl ist mit aktuell nun insgesamt gut 90 Vertre-
tern über alle Kammern vollzogen.

Es wurde zunächst die neue noch von der vierten Sat-
zungsversammlung vorbereitete Geschäftsordnung
beschlossen.

Einem Rückblick auf die 4. Satzungs-

versammlung ließ der Versammlungsleiter Filges dann
einen Ausblick auf die Tätigkeitskreise der 5. Ver-
sammlung folgen.

Da der DAV zu Einzelfragen nicht ausschließlich ko-
ordiniert mit der BRAK vorgeht, wird es auch weiter-
hin ein Schwerpunkt der Satzungsversammlung sein,
eine möglichst für alle Berufsträger einheitliche Linie
zu Fragen der BORA und der FAO gegenüber dem Ge-
setzgeber zu verfolgen.

Neue Themen werden eine Befassung mit dem anste-
henden MediationsG sowie Fragen des Datenschutzes
bei vom Anwalt beauftragten Externen sein. Hierfür
wurde ein Ausschuß 6 : „Verschwiegenheit und Da-
tenschutz“ ins Leben gerufen.
Die nächste Sitzung findet im Mai 2012, erneut in Ber-
lin statt.

Stefan Ebeling
Rechtsanwalt
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Amtsgericht Göttingen
- Der Direktor -

Amtsgericht Göttingen - Postfach 11 43, 37070 Göttingen

An die 
Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen

des Bezirks

Datum: 20.01.2012

Beratungshilfebesprechung vom 18.01.2012

Sehr geehrte Damen und Herren,
wie am 18.01.2012 besprochen, soll ein e-mail-Verteiler in Beratungshilfeangelegenheiten eingerichtet werden,
um den Informationsfluss zwischen Rechtsanwaltschaft und Amtsgericht zu verbessern. Da die Übertragung der
im Landgericht vorhandenen Liste technische Schwierigkeiten bereitet und sicher auch nicht alle in diesem Ver-
teiler aufgeführten Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte Interesse an einer Aufnahme in unseren Beratungs-
hilfeverteiler haben werden, möchte ich Sie bitten, mir unter der folgenden Mailadresse Ihre Daten mitzuteilen,
damit wir ein eigenes Verzeichnis anlegen können:

Dagmar.Poltze@justiz.niedersachsen.de

Sobald die Daten hier bekannt sind, werden wir das Protokoll und weitere Informationen versenden.
Sie können sich selbstverständlich auch mit anderen Anliegen an mich wenden.
Ich möchte allen Anwesenden nochmals für die offene und konstruktive Diskussion bedanken und hoffe, dass
wir auch zukünftig in diesem Sinne miteinander arbeiten werden.

Mit freundlichen Grüßen
Dagmar Poltze
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Aktuelles

Sehr geehrte Damen und Herren Kolleginnen und Kollegen,

hiermit lade ich ein zur Kammerversammlung am

Mittwoch, den 07. März 2012
um 14.00 Uhr in Braunschweig

IHK Kongresssaal (Eingang über die Freitreppe am Altstadtmarkt)
Brabandtstr. 11 in 38100 Braunschweig

Ich bitte  Sie um zahlreiches Erscheinen.
Für die Kolleginnen und Kollegen, die mit dem PKW anreisen, besteht die Möglichkeit, den Wagen im Parkhaus Güldenstraße
und im Karstadt-Parkhaus abzustellen.
Ich wünsche allen eine gute Anreise.

Die Tagesordnung lautet wie folgt:

1. Eröffnung und Begrüßung durch den Präsidenten
2. Jahresbericht des Präsidenten für das Kalenderjahr 2011
3. Aussprache zum Jahresbericht
4. Kassenbericht 2011
5. Bericht der Kassenprüfer 
6. Wahl der Kassenprüfer und ihrer Stellvertreter für das Geschäftsjahr 2011
7. Aussprache zum Kassenbericht
8. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes ( § 89 Abs. II Nr. 6 BRAO )
9. Beschlussfassung über den Haushalt 2012, sowie 2013 und Festsetzung der Beträge 2011 nach

Höhe und Fälligkeit ( § 89 Abs. II Nr. 2 BRAO )
10. Beschlussfassung über die neue Schiedsordnung gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO
11. Beschlussfassung über die geänderte Beitragsordnung gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO
12. Verschiedenes

Erläuterungen:
zu TOP 4:
Auf den anliegenden Kassenbericht der Schatzmeisterin wird hingewiesen.
zu TOP 9:
Auf den anliegenden Haushaltvoranschlag 2012 und 2013 wird hingewiesen.
Der Vorstand schlägt der Versammlung vor, den Kammerbeitrag für 2012 auf 330,- Euro festzusetzen. Er ist fällig am
01.04.2012.
Zu TOP 10:
Auf den anliegenden Entwurf der Schiedsordnung wird verwiesen.
Zu TOP 11:
Auf die nachfolgende, auszugsweise abgedruckten Beitragsordnung wird auf die Änderung in § 3 Abs. 1 Satz 4  der Bei-
tragsordnung verwiesen:
Beitragsordnung
(beschlossen vom Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig am 01.02.2012
(beschlossen gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO in der Kammerversammlung vom 07.03.2012)
……
§ 3 Absatz 1 Satz 4 der Beitragsordnung wird wie  folgt ergänzt:
Der Antrag auf Stundung oder Ermäßigung muss bis spätestens zum 30.06. eines Beitragsjahres schriftlich bei der Kam-
mergeschäftsstelle  eingegangen sein. 
……

Ihr 
Michael Schlüter
-Präsident der Rechtsanwaltskammer-
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Schiedsordnung
Für den Bereich der Rechtsanwaltskammer des Ober-

landesgerichts Braunschweig
(beschlossen vom Vorstand der Rechtsanwaltskammer

Braunschweig am 01.02.2012)
(beschlossen gemäß § 89 Abs. 2 Nr. 2 BRAO in der

Kammerversammlung vom 07.03.2012)

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Diese Schiedsordnung ist bei gebührenrechtlichen
Streitigkeiten anwendbar, sofern die Parteien eine außer-
gerichtliche  Beilegung ihrer Streitigkeit anstreben und
die Anwendung dieser Schiedsordnung vereinbaren. 
(2) Die Durchführung eines Schiedsverfahrens ist unzu-
lässig, wenn die Streitigkeit bereits bei einem Gericht
anhängig war oder ist. 
(3) Die Durchführung eines Verfahrens nach dieser
Schiedsordnung schließt die spätere gerichtliche Gel-
tendmachung derselben Angelegenheit aus. 

§ 2
Schiedsgutachter

(1) Zum Schiedsgutachter kann jedes Kammermitglied
bestellt werden, das seit mindestens fünf Jahren als
Rechtsanwalt im Bezirk der Rechtsanwaltskammer
Braunschweig zugelassen ist.
(2) Die Auswahl trifft der Vorstand der Rechtsanwalts-
kammer. Die zur Mitwirkung in den Schiedsverfahren
ausgewählten Kammermitglieder werden in eine von der
Geschäftsstelle geführten Liste aufgenommen. 
(3) Aus dieser Liste werden den Parteien des Schieds-
verfahrens mehrere, höchstens jedoch vier Vorschläge
zugeleitet. Zum Schiedsgutachter ist derjenige bestimmt,
auf den sich die Parteien übereinstimmend geeinigt ha-
ben. Bei der übereinstimmenden Wahl mehrerer Kam-
mermitglieder bestimmt die Geschäftsstelle den Schieds-
gutachter. 
(4) Die Geschäftsstelle setzt den Parteien zur Benennung
des Schiedsgutachters eine Frist von zwei Wochen. Ver-
längerung und Gewährung einer Nachfrist sind in beson-
deren Fällen zulässig.
(5) Lässt eine Partei die ihr gesetzte Frist verstreichen,
ohne die Benennung vorzunehmen, stellt die Geschäfts-
stelle die Beendigung des Verfahrens fest. Hiervon setzt
sie die Parteien in Kenntnis.
(6) Der Schiedsgutachter  ist unabhängig und an Wei-
sungen nicht gebunden. Er kann vom Präsidenten der
Rechtsanwaltskammer abberufen werden, wenn Tatsa-

chen vorliegen, die eine unabhängige  Schiedsgutachter-
tätigkeit nicht erwarten lassen, wenn der Schiedsgutach-
ter  nicht nur vorübergehend an der Wahrnehmung seines
Amtes gehindert ist oder ein anderer wichtiger Grund
vorliegt. In diesem Fall können sich die Parteien gemäß
des in Absatz 3 genannten Verfahrens auf einen neuen
Schiedsgutachter verständigen. 

§ 3
Anzahl der Schiedsgutachter 

Bei Streitigkeiten, deren Gegenstand an Geld oder Geld-
eswert den Betrag von 12.500,- Euro nicht übersteigt,
wird das Verfahren durch einen Einzelschiedsgutachter
durchgeführt. Bei Streitigkeiten mit einem den Betrag
von 12.500,- Euro übersteigenden Wert wird das Verfah-
ren durch einen Ausschuss von drei Schiedsgutachtern
durchgeführt. In diesem Fall benennt jede Partei aus den
unterbreiteten Vorschlägen eine Person. Diese beiden ei-
nigen sich auf den Dritten, der dann Vorsitzender des
Ausschusses ist. Erfolgt keine Einigung auf den Vorsit-
zenden, soll der Präsident der Rechtsanwaltskammer
Braunschweig diesen bestimmen.

§ 4
Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer ist zu-
gleich die Geschäftsstelle der Schiedsstelle. Über diese
wird der gesamte Schriftverkehr mit den Parteien wäh-
rend des Verfahrens geführt.
(2) Dem jeweiligen Schiedsgutachter steht die Befugnis
zu, die  Parteien direkt zu kontaktieren und rechtliches
Gehör zu gewähren. 

§ 5
Schiedsverfahren

(1) Der Antrag auf Durchführung des Schiedsverfahrens
ist unter kurzer schriftlicher Schilderung des Sachver-
halts an die Rechtsanwaltskammer Braunschweig zu
richten. 
(2) Das Schiedsverfahren setzt die vorherige Unterwer-
fung der Parteien unter das Schiedsgutachten sowie die-
se Verfahrensordnung voraus. Das Schiedsgutachten ist
für die Parteien nach Maßgabe der §§ 317 ff. BGB ver-
bindlich. 
(3) Der Schiedsgutachter gibt beiden Beteiligten die Ge-
legenheit zur schriftlichen Darstellung  der Angelegen-
heit innerhalb einer nach seinem Ermessen bestimmten
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Frist. Er kann die Beteiligten zu ergänzenden Erklärun-
gen sowie  zur Vorlage von Unterlagen auffordern. 
(4) Das Verfahren findet in der Regel schriftlich statt.
Der Schiedsgutachter kann die Beteiligten in ihm geeig-
net erscheinender Art und Weise anhören, wenn er der
Überzeugung ist, dass hierdurch eine Einigung gefördert
werden kann. Ein Antragsrecht der Parteien auf mündli-
che Verhandlung besteht nicht.
(5) Eine Beweisaufnahme wird im Rahmen des Schieds-
gutachtenverfahrens nicht durchgeführt. 

§ 6
Beendigung des Verfahrens

(1) Das Verfahren endet mit der Zustellung des Schieds-
gutachtens an die Parteien.
(2) Im Falle einer  mündlichen Verhandlung kann das
Verfahren auch mit dem Abschluss eines zustande kom-
menden Vergleichs enden, von dem den Parteien Ab-
schriften durch die Geschäftsstelle zugesendet werden.
(3) Bleibt eine Partei dem Termin ohne ausreichende
Entschuldigung fern, kann die Beendigung des Verfah-
rens festgestellt werden, es sei denn, seine Durchführung
sei auch ohne Erörterung mit der ausgebliebenen Partei
möglich. 
(4) Für den Fall, dass im Sinne des § 5 dieser Schieds-
ordnung keine Stellungnahme durch eine oder beide Par-
teien erfolgt, kann das Verfahren ebenfalls als beendet
erklärt werden.

§7
Vollstreckung

Aus dem Schiedsgutachten findet die Zwangsvollstre-
ckung statt (§ 794 Abs. 1 Nr. 1 der ZPO). Zuständig für
die Erteilung der Vollstreckungsklausel ist der Schieds-
gutachter.

§ 8
Vertretung

Die Parteien können sich in Schiedsverfahren durch
Rechtsanwälte vertreten lassen.

§ 9
Neutralität und Vertraulichkeit

(1) Der Schiedsgutachter ist zur Neutralität und Ver-
schwiegenheit verpflichtet. Er ist insbesondere nicht be-
fugt, Informationen, von denen er im Schiedsgutachter-
verfahren Kenntnis erhält, Dritten zu offenbaren. 
(2) Mit der Tätigkeit als Schiedsgutachter ist die Über-
nahme der Prozessvertretung einer Partei in einem den

Gegenstand des Verfahrens betreffenden Rechtsstreit un-
vereinbar. 

§ 10
Kosten

(1) Für das Schiedsverfahren wird eine Pauschalgebühr
von 200,00 € für jeden in dem Verfahren tätigen Schieds-
gutachter erhoben. Diese Gebühr ist nach dem Zustande-
kommen der Vereinbarung durch den Antragsteller des
Verfahrens an die Rechtsanwaltskammer Braunschweig
vorschussweise zu entrichten.
(2) Erfüllt ein Beteiligter die Voraussetzungen, nach de-
nen ihm Prozesskosten- oder Beratungshilfe zustehen
würde, kann die Gebühr ganz oder teilweise erlassen
werden. Die Entscheidung hierüber trifft der Schiedsgut-
achter. Die Gebühr wird in diesem Fall von der Rechts-
anwaltskammer Braunschweig übernommen, auf die
auch ein eventueller Erstattungsanspruch übergeht.
(3) In besonders umfangreichen und/oder schwierigen
Sachen mit großer Bedeutung und/oder hohem Wert sind
Schiedsgutachter berechtigt, die Durchführung des Auf-
trages von der Zahlung höherer Gebühren abhängig zu
machen. Diese dürfen die sich aus dem Rechtsanwalts-
vergütungsgesetz (RVG) ergebenden Gebühren nicht
übersteigen. 
(4) Mit dem Schiedsgutachten ergeht eine Entscheidung
über die Auferlegung der Kosten des Verfahrens. Eine
weitergehende Kostenerstattung findet nicht statt. Endet
das Verfahren ohne Schiedsgutachten, entscheidet der
Schiedsgutachter über die Verpflichtung zur Kostentra-
gung unter Berücksichtigung der bisherigen Sach- und
Rechtslage nach billigem Ermessen.
(5) Die Kostenentscheidung ist für die Parteien verbind-
lich, was zugleich mit der Einigung auf das Verfahren
vertraglich zu vereinbaren ist.

§ 11
Inkrafttreten

Die Schiedsgutachtenordnung tritt durch Veröffentli-
chung in der Kammermitteilung der Rechtsanwaltskam-
mer Braunschweig in Kraft.

Die vorstehende Schiedsgutachten für den Bereich
der Rechtsanwaltskammer des Oberlandesgerichts-
bezirks Braunschweig wird hiermit ausgefertigt.

Braunschweig, den 

Schlüter
-Präsident-
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Schlichtungsstelle bei der Bundesrechtsanwaltskammer, 
eine erste Zwischenbilanz

Die Schlichtungsstelle der Bundesrechtsanwaltskam-
mer existiert nunmehr seit mehr als einem Jahr und hat
im Jahre 2011 das erste vollständige Jahr ihrer Tätig-
keit hinter sich gebracht. Dies hat die Schlichterin,
Frau Dr. Jäger, zum Anlass genommen, eine erste
Zwischenbilanz zu ziehen und hierüber in der Präsi-
dentenkonferenz in Berlin am 19.01.2012 zu berich-
ten.

Die Schlichtungsstelle ist bislang ein Erfolg gewesen
ist. 

Sie wird durchaus rege angenommen. Im Jahre 2011
sind 839 Anträge bei der Schlichtungsstelle eingegan-
gen. 
Insgesamt beträgt die Zahl der Anträge bei 1 097, wo-
von 558 Anträge erledigt werden konnten.
Die Anträge verteilen sich auf die einzelnen Kammern
durchaus unterschiedlich. Prozentual gesehen liegen
sie aber überwiegend im Bereich von unter 1 %.
Auf die im Folgenden wiedergegebene Statistik darf
ich Bezug nehmen.

Aus unserem Bezirk sind im Jahre 2011 insgesamt 12
Anträge bei der Schlichtungsstelle eingegangen. Unter
Berücksichtigung unserer Mitgliederzahl von 1 614 ist
dies eine Quote von 0,75 %.

Frau Dr. Jäger wies allerdings auch darauf hin, dass
sich im Rahmen der Schlichtungsverfahren bereits ei-
nige Mängel der Satzung gezeigt haben. Sie sieht in
diesem Bereich eventuell Nachbesserungsbedarf be-
steht. 
So hat sich im Rahmen der Schlichtung herausgestellt,
dass die Fixierung auf ein ausschließlich schriftliches
Verfahren mit dem Schlichtungsgedanken manchmal
nicht übereinstimmt. Unter Umständen wäre eine
mündliche oder telefonische Erörterung der Sache
eine Schlichtung 
erfolgreich oder erfolgreicher gewesen. 
Die ersten Erfahrungen werden in Überlegungen zu ei-
ner Änderung 
der Satzung eingehen.Wo Handlungsbedarf besteht,
wird auch 
gehandelt werden.

Frau Dr. Jäger hat aber auch deutlich gemacht, dass
die bisher von den Kammern zur Verfügung gestellten
Gelder in Zukunft nicht ausreichen werden. Die stei-
gende Zahl von Anträgen hat es bereits erforderlich
gemacht, in der Geschäftsstelle der Schlichtungsstelle
zusätzliche Volljuristen zu beschäftigen, um eine zeit-
nahe Erledigung der Schlichtungsverfahren herbeizu-
führen.

Dabei ist es die Intention von Frau Dr. Jäger und der
Schlichtungsstelle, dass das Anliegen der Antragsteller
ernst genommen wird und nicht etwa durch das Ein-
setzen von Formularen der Eindruck einer routinemä-
ßigen Abarbeitung erfolgt. 

Für das Jahr 2013 ist bereits abzusehen, dass im Haus-
haltsansatz Mittel fehlen werden. Der Haushalt 2012
wird sich nur deshalb noch ausgeglichen gestalten las-
sen, weil aus dem Jahr 2010 und 2011 ein Überschuss
vorhanden ist. Da der Aufwand von den Kammern
nach Zahl ihrer Mitglieder getragen wird, dürfte sich
für das Jahr 2013 ein Mehrbedarf von ca. EUR 2,—
pro Mitglied ergeben. 
Damit tritt das ein, was die Kammer Braunschweig
schon vor Einführung der Schlichtungsstelle prophe-
zeit hat. Wird diese Schlichtungsstelle angenommen,
so wird sie auch zu einer erheblichen Kostenbelastung
für die Kammern führen.

Ich will deshalb an dieser Stelle auch noch einmal auf
die Möglichkeit der Schlichtung vor der eigenen Kam-
mer hinweisen. Auch diese Schlichtung ist kostenlos.
Soweit sich aus der bisherigen Schlichtungsordnung
der Kammer u. U. auch für Schlichtungsverfahren
wegen Schlechterfüllung eine Kostenlast für die Teil-
nehmer hätte ergeben können, soll dies durch die Ih-
nen in der Kammerversammlung vorgelegte geänderte
Schlichtungsordnung klargestellt werden.

Unabhängig davon können Sie aber versichert sein,
dass wir den Kostenansatz der Schlichtungsstelle und
die erforderliche personelle Ausstattung kritisch
hinterfragen. Wir werden nur die Mittel bewilligen,
die auch wirklich nachvollziehbar dargelegt und erfor-
derlich sind.

(RA. Michael Schlüter)
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Projekt find a lawyer (fal)

Was verbirgt sich hinter dem von der EU-Kommission
initiierten Projekt „find a lawyer“?
Hierbei handelt es sich um eine Initiative der EU-
Kommission zur Schaffung eines einheitlichen euro-
paweiten Anwaltsregisters.

Seit dem 16.07.2010 betreibt die EU-Kommission im
Internet das europäische Justizportal, in dem in 22 EU-
Sprachen über die Rechtssysteme aller EU-Staaten in-
formiert wird. Dieses Portal soll auch ein mit Such-
funktionen versehenes einheitliches europaweites An-
waltsregister erhalten.

In einem späteren Schritt soll über dieses europaweite
Anwaltsregister auch sichergestellt werden, dass die
Identität von Rechtsanwälten im elektronischen
Rechtsverkehr überprüft werden kann. Hierfür ist es
erforderlich, dass die entsprechenden Daten und Infor-
mationen taggenau mit dem europäischen Register ab-
geglichen werden. Dies kann nur durch die Kammern
gebündelt durch die Weitergabe über die Bundes-
rechtsanwaltskammer erfolgen. 

Das Suchportal soll den Rechtsanwältinnen und
Rechtsanwälten die Möglichkeit geben, auf besondere
Kompetenzen hinzuweisen. 
Neben dem Namen, der Adresse, Telefon- und Tele-
faxnummern, E-Mailadressen, Homepage, Kammer-
zugehörigkeit, Kurzbezeichnung einer Sozietät etc.
soll deshalb auch durch Selbstbenennung eine Angabe
zu Sprachkompetenzen und zusätzlich von Tätigkeits-
schwerpunkten gemacht werden können.

Dabei hat sich die EU-Kommission auf 20 Suchbe-
griffe beschränkt, die von den Kolleginnen und Kolle-
gen selbst benannt werden können. 
Hierbei handelt es sich um folgende Tätigkeitsfelder,
die wegen der europaweiten Ausschreibung nicht mit
den deutschen Tätigkeitsfeldern im Einzelnen zu ver-
gleichen sind.

1. Insolvenzrecht
2. Wirtschaftsrecht
3. Verbraucherrecht
4. Strafrecht
5. Arbeitsrecht
6. Umweltrecht
7. Europarecht
8. Familienrecht
9. Menschenrechte/Bürgerrechte
10. Immigrations- und Asylrecht
11. Gewerblicher Rechtsschutz
12. IT-Recht
13. Mediations-/Schiedsverfahrensrecht/

Gerichtsverfahren
14. Schadensrecht
15. Immobilienrecht
16. Öffentliches Recht
17. Sozialrecht
18. Erbrecht
19. Steuerrecht
20. Verkehrsrecht und Transportrecht

Da davon auszugehen ist, dass die Plattform beim
nächsten update des Justizportals um das Anwaltsre-
gister ergänzt werden soll und einige Staaten bereits
die Voraussetzungen für die Mitteilung der Anwaltsda-
ten geschaffen haben, ist es erforderlich, dass die ent-
sprechende Änderung in der BRAO kurzfristig verab-
schiedet wird und dass wir dann im Sommer die Daten
der Bundesrechtsanwaltskammer zur Verfügung stel-
len. 
Da das nationale Verzeichnis bei der Bundesrechtsan-
waltskammer für sämtliche deutschen Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte bereits besteht, sollte die Über-
mittlung dieser Daten grundsätzlich unproblematisch
sein.

Wer allerdings zusätzlich Sprachkompetenzen oder ei-
nen Tätigkeitsschwerpunkt angeben will, sollte dies
der Kammer bis spätestens 30.06.2012 mitteilen, da-
mit die Aufnahme dieser Punkte gewährleistet ist.

(RA. Michael Schlüter)
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Umgang mit eingehender Verteidigerpost für Gefangene
Hier: Perforierung zur Verhinderung der missbräuchlichen Wiederverwendung

Der Schriftwechsel zwischen Verteidiger und den in
der Jugendanstalt Hameln inhaftierten Gefangenen
wird gemäß § 30 Abs. 2 NJVollzG nicht überwacht.
In der Vergangenheit kam es vermehrt zu einer miss-
bräuchlichen Wiederverwendung von Verteidigerpost.
Dabei wurden Originalschreiben von Verteidigern an
andere Personen außerhalb der Anstalt geleitet. Diese
haben dann das Originalschreiben in einen Umschlag
mit Klarsichtfenster gesteckt und ihn nach Einlage von
Geldern oder insbesondere Betäubungsmitteln erneut
an die Gefangenen der Jugendanstalt Hameln gesen-
det. So waren sie in der Lage diese unerlaubten
Gegenstände unter Umgehung der eigentlich erforder-
lichen Briefkontrolle in die Anstalt einzubringen.

Die Jugendanstalt Hameln wird daher ab dem
01.03.2012 eingehende Verteidigerpost im Adressfeld
perforieren, um die missbräuchliche Wiederverwen-
dung dieser Schreiben zumindest zu erschweren.
Die aufgezeigte Maßnahme zur Verhinderung der
missbräuchlichen Wiederverwendung derartiger
Schreiben ist in den Jugendvollzugsanstalten anderer
Bundesländer durchaus bereits jahrelange Praxis. Ein
entsprechender  Beschluss des Oberlandesgerichts
Saarbrücken vom 05.08.2003 (Az. Vollz (Ws) 7/03) ist
im nachfolgenden zur Kenntnisnahme beigefügt.

(Quelle: Jugendanstalt Hameln)

SAARLÄNDISCHES OBERLANDESGERICHT
BESCHLUSS

in der Strafvollzugssache

des Strafgefangenen P .‚ geb. am in
- z. Zt. in der Justizvollzugsanstalt 

Antragsteller und Beschwerdeführer 
Verteidiger Rechtsanwalt Dr.

Gegen

das Ministerium der Justiz des Saarlandes 

Beschwerdegegner

Auf die Rechtsbeschwerde des Strafgefangenen vom 2. Juni 2003 gegen den Beschluss der Strafvollstre-
ckungskammer II des Landgerichts Saarbrücken vom 7. Mai 2003
hat der 1. Strafsenat des Saarländischen Oberlandesgerichts in Saarbrücken am 5. August 2003 durch

den. Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht 
Balbier
die Richterin am Oberlandesgericht
Morgenstern-Profft 
die Richterin am Landericht 
Burmeister 

Beschlossen
1. Die Rechtsbeschwerde wird auf Kosten des Beschwerdeführers als unbegründet

verworfen.
2. Der Geschäftswert filz das Rechtsbeschwerdeverfahren beträgt 250 €.
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Gründe:

Der Beschwerdeführer verbüßt seit 14. November
1995 eine Jugendstrafe von 3 Jahren sowie eine weite-
re Gesamtfreiheitsstrafe von 8 Jahren. Er befindet sich
zur Zeit in der Justizvollzugsanstalt Das Saarländische
Ministerium der Justiz wies die Justizvollzugsanstalt
mit Schreiben vom 8. August 2002 darauf hin, der Lei-
ter der Justizvollzugsanstalt habe darauf aufmerksam
gemacht, dass Verteidigerpost in der nachfolgend ge-
schilderten Weise missbraucht werde: Die Verteidiger-
post gehe für den Gefangenen in der Justizvoltzugsan-
stalt üblicherweise in einem Briefumschlag ein, bei
dem in einem Klarsichtfenster die Adresse des Gefan-
genen enthalten und die Sendung als Verteidigerpost
gekennzeichnet ist. Nachdem sich der Poststellenbe-
amte davon überzeugt habe, dass es sich bei dem
Rechtsanwalt tatsächlich um den Verteidiger handele,
werde dem Gefangenen der Brief ungeöffnet ausge-
händigt. Es sei festgestellt worden, dass Gefangene,
nachdem sie den Brief entnommen, haben, diesen in
einen anderen Umschlag steckten und diesen Um-
schlag mit der inliegenden Verteidigerpost an eine
Kontaktperson außerhalb der Anstalt sendeten. Die
Kontaktperson lege dieses als Verteidigerpost gekenn-
zeichnete Schreiben erneut in einen Umschlag mit
Klarsichtfenster, kennzeichne diesen auch äußerlich
als Verteidigerpost und schicke ihn nach Einlage von
Geld, Betäubungsmitteln u. ä. erneut in die Justizvoll-
zugsanstalt, so dass dieser wiederum dem Gefangenen
ungeöffnet übergeben werden müsse.

Die Anstaltsleitung der Justizvollzugsanstalt hat zur
Vermeidung dieses Missbrauches angeordnet, dass
eingehende Verteidigerpost in der Posteingangsstelle
mit einer Perforierung in Form eines Pilzes zu verse-
hen ist, der an den äußersten Stellen das Ausmaß von
etwa 8 mal 8 mm hat, so dass aufgrund der Perforie-
rung bei erneutem Eingang des Verteidigerschreibens
die wiederholte Benutzung durch das Klarsichtfenster
erkannt werden kann.

Um zu verhindern, dass durch die Perforierung An-
waltsschreiben und Anlagen beschädigt, sinnentstellt
oder unverständlich werden, hat die Anstaltsleitung
die Anwälte durch einen Aushang in der Justizvoll-
zugsanstalt darauf hingewiesen, dass derartige Schä-
den vermieden werden können, wenn für die Verteidi-
gerpost DIN A 4 Umschläge benutzt werden und im
oberen Bereich derselben, wo sich das Adressfeld be-
findet, Freiräume gelassen werden. Es wurde weiter
auf die Möglichkeit hingewiesen, dass Urkunden, die
durch eine Lochung entwertet würden, direkt an die

Anstalt gesandt oder dieser übergeben werden, damit
ihre Bediensteten sie dem Gefangenen aushändigen
oder dass die Anwälte solche Unterlagen bei ihren Be-
suchen in der Anstalt den Gefangenen selbst überge-
ben.

Auch die an den Beschwerdeführer gerichtete Vertei-
digerpost wird in der dargelegten Weise perforiert.

Gegen diese Perforierung seiner Verteidigerpost wen-
dete sich der Beschwerdeführer mit seinem Antrag auf
gerichtliche Entscheidung vom 12. März 2003, da die
Überprüfung seiner Verteidigerpost nach seiner Mei-
nung unstatthaft ist. Er hat beantragt, 

der Justizvollzugsanstalt zu untersagen, die an ihn ge-
richtete Verteidigerpost in der angegebenen Weise zu
lochen.

Die Justizvollzugsanstalt begehrte die Zurückweisung
dieses Antrages.

Das Landgericht hat in dem angefochtenen Beschluss
diesen Antrag des Beschwerdeführers zurückgewiesen
mit der Begründung, durch die beanstandete Kenn-
zeichnung der Verteidigerpost werde der Bereich der
inhaltlichen Kontrolle der Verteidigerpost - auch nicht
mittelbar - tangiert.

Gegen diesen Beschluss bat der Beschwerdeführer
Rechtsbeschwerde eingelegt, mit der er die Verletzung
materiellen Rechts rügt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Beschlusses der
Justizvollzugsanstalt zu untersagen, seine Verteidiger-
post zu lochen.

1. Die form- und fristgerecht eingelegte Rechtsbe-
schwerde des Gefangenen ist zulässig, weil es geboten
erscheint, die Nachprüfung der angefochtenen Ent-
scheidung zur Fortbildung des Rechts zu ermöglichen
(§ 116 Abs.1 S.1 1. Alt. StVollzO).

Gemäß § 29 Abs. 1 S. 1, StVollzG darf der Schrift-
wechsel des Gefangenen mit seinem Verteidiger nicht
überwacht werden. Zwar sind die Rechtsfragen, die
sich im Zusammenhang mit der Kontrolle von Vertei-
digerpost stellen, insofern ausgetragen, dass allgemein
nur eine äußerliche Kontrolle darauf, ob es sich um
Verteidigerpost i.S. des § 29 Abs. 1 S. 1 StVollzG han-
delt, für zulässig gehalten wird. Die Öffnung von Ver-
teidigerpost zur Feststellung der Absenderidentität ist
ebenso wenig statthaft wie zur Überprüfung, ob das
Anwaltsschreiben unzulässige Einlagen enthält. Das
gilt auch dann, wenn die Öffnung mit Zustimmung des
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Gefangenen geschieht (vgl. hierzu Calliess/Müller-
Dietz, StVollzG, 9. A., Rn. 5 zu § 29; OLG Koblenz
NStZ 1986. 332; OLG Karlsruhe NStZ 1986, 188;
OLG Stuttgart NStZ 1991, 359; OLG Bamberg MDR
1992, 507; OLG Frankfurt/M. StV 2003, 401 = NStZ-
RR 2003, 254) Sinn und Zweck des Überwachungs-
verbotes in § 29 Abs. 1. S. 1 StVollzG ist es, die unge-
störte Kommunikation zwischen dem Gefangenen und
seinem Verteidiger zu gewährleisten. Es soll der ge-
dankliche Inhalt ihrer schriftlichen Mitteilungen vor
jeder auch nur bloßen Möglichkeit einer Kenntnisnah-
me durch Dritte - insbesondere der Bediensteten der
Justizvollzugsanstalt bewahrt werden (OLG Frank-
furt/M., a.a.O.; OLG Stuttgart, a.a.O.). Bei einem Öff-
nen der Verteidigerpost zur Überprüfung auf die Ab-
senderidentität oder Einlagen hin, besteht aber die Ge-
fahr, dass der mit der Sache befasste Beamte - gewollt
oder ungewollt - Kenntnis von dem gedanklichen In-
halt der Sendung nimmt. Deshalb hat das OLG Frank-
furt in der zitierten Entscheidung auch das Verfahren
einer Justizvollzugsanstalt beanstandet, bei dem nur
das Sichtfenster des Briefumschlages der Verteidiger-
post herausgeschnitten wurde, um zur Vermeidung der
Wiederverwendung der Verteidigerpost den Eingangs-
stempel der Justizvollzugsanstalt durch die entstande-
ne Öffnung auf dem Original-Adressfeld der Sendung
anzubringen, da hierdurch die Möglichkeit eröffnet
wird, auch ohne Entnahme der inliegenden Schriftstü-
cke z. B. durch Aufbiegen oder Anheben des teilweise
aufgeschnittenen Umschlages von dem gedanklichen
Inhalt der Sendung Kenntnis zu nehmen.

Dagegen ist obergerichtliche Rechtsprechung zu der
Frage der Zulässigkeit der von der Justizvollzugsan-
stalt Saarbrücken gewählten Kontrolle von Verteidi-
gerpost - soweit ersichtlich - bisher nicht ergangen.

2. Die Rechtsbeschwerde ist aber nicht begründet.

a) Die von der Justizvollzugsanstalt gewählte Form
der Kontrolle der Verteidigerpost ist nicht zu bean-
standen, da sie nicht gegen § 29 Abs.1 S. l StVollzG
verstößt. Durch die Perforierung der Verteidigerpost in
der geschilderten Weise wird die Möglichkeit, von
dem gedanklichen Inhalt der Sendung Kenntnis zu
nehmen, entgegen der in der Rechtsbeschwerde ver-
tretenen Auffassung, nicht eröffnet. Bei der geringen
Größe der Perforierung erscheint es ausgeschlossen,
dass die kontrollierenden Beamten von dem gedank-
lichen Inhalt des Anwaltsschreibens Kenntnis nehmen
können. Bei der gängigen Schreibgröße „12“ einer der
üblichen Schriftarten z. B. „TimesNew Roman“ sind
die Buchstaben maximal 4 mm hoch und zwischen 2

mm und 3 mm (so z. B. die Buchstaben „D“, „A“ u.a.)
breit - nur die Buchstaben „i“ und „r“ sind schmaler.
Die zur Perforierung benutzte Pilzform ist nur an dem
untersten Teil des 4 mm hohen Pilzhutes in einer Höhe
von weniger als 1 mm 8 mm breit, von da an verjüngt
sich die Form nach oben in einem Rundbogen und
wird dadurch deutlich schmaler. Der hälftige 4 mm
hohe untere Teil der Perforierung, der Stiel der Pilz-
form, ist nur 4 mm breit. Es werden deshalb durch die
Perforierung mit der breitesten Stelle des Pilzhutes in
einer Höhe von allenfalls 1 mm, d.h. der Höhe nach
nur etwa ein Viertel von maximal 4 nebeneinander lie-
genden Buchstaben herausgestanzt, so dass auch nicht
einmal das Wort, aus dem ein Teil durch die Lochung
herausfällt, zu erkennen ist. Durch die schmaleren
Stellen des Pilzes werden maximal 2 Buchstaben ent-
fernt. Es ist deshalb auszuschließen, dass aufgrund der
ausgestanzten Teile von dem gedanklichen Inhalt des
Anwaltschreibens Kenntnis genommen werden kann.

b) Der Beschwerdeführer meint in seiner Rechtsbe-
schwerde, durch die Perforierung könne die Sendung
in unzulässiger Weise auf Einlagen bin überprüft wer-
den. Das Überprüfen der Verteidigerpost auf unerlaub-
te Einlagen hin ist nach herrschender Meinung - wie
sich aus den oben zitierten Entscheidungen ergibt - nur
darin unzulässig, wenn damit ein Kenntnisnehmen
von dem gedanklichen Inhalt der Verteidigerpost ver-
bunden ist. Das ist aber, wie bereits ausgeführt wurde,
durch die von der Justizvollzugsanstalt gewählte Me-
thode der Kontrolle gerade nicht der Fall.

c) Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist durch die
angeordnete Perforierung der Verteidigerpost nicht
verletzt. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit be-
sagt, dass zur Erreichung eines angestrebten legalen
Zweckes nur solche Maßnahmen zulässig sind, die un-
ter Würdigung aller persönlichen und tatsächlichen
Umstände des Einzelfalles hierfür geeignet, erforder-
lich und dem Betroffenen zumutbar sind (Meyer-Goß-
ner, StPO, 46. A., Einl. Rn. 20 f.). Eine Maßnahme
verstößt somit dann gegen den Grundsatz der Verhält-
nismäßigkeit, wenn ein milderes Mittel ausreicht, um
das erstrebte Ziel, vorliegend die Sicherheit und Ord-
nung in der Anstalt zu gewährleisten, zu erreichen. Die
in der Justizvollzugsanstalt Saarbrücken praktizierte
Perforierung der Verteidigerpost verstößt nicht gegen
das Verhältnismäßigkeitsgebot.

Zwar werden mit der von der Justizvollzugsanstalt ge-
wählten Kontrolle der Verteidigerpost andere Mög-
lichkeiten des Missbrauchs von Verteidigerpost, wie
z.B. das Herstellen des Adressfeldes mit der Angabe
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der Adresse des Verteidigers durch einen PC nicht ver-
hindert. Die .Methode des Missbrauchs durch Wieder-
verwenden von eingegangener Verteidigerpost ist je-
doch einfacher und erfordert weder Besitz noch
Kenntnis von Computern, so dass davon auszugeben
ist, dass sie, weil sie einfacher ist, häufiger angewen-
det wird.

Auch eine allgemeine Kontrolle der ausgehenden Post
daraufhin, ob Verteidigerpost im unzulässiger Weise
wieder aus der Anstalt abgesandt wird, ist entgegen
der Auffassung des Beschwerdeführers kein geeigne-
tes Mittel. um den aufgezeigten Missbrauch zu verhin-
dern, denn sie würde) worauf sich die Justizvollzugs-
anstalt zu Recht beruft, bei der großen Zahl der ausge-
henden Post - die in der Regel nicht kontrolliert wird
(§ 29 Abs. 3 StVolIzG) - einen unverhältnismäßigen
Aufwand erfordern.

Darüber hinaus wird der Beschwerdeführer durch die
Perforierung seiner Verteidigerpost nicht in unzumut-
barer Weise beeinträchtigt, denn die Perforierung wird
im Adressfeld angebracht, so dass sie grundsätzlich
den Text des Anwaltsschreibens nicht beschädigt, je-
denfalls dann, wenn der Verteidiger den Vorschlägen
der Justizvollzugsanstalt für die Gestaltung der Vertei-
digerpost nachkommt. Selbst wenn die Perforierung
bei gefalteter Post den eigentlichen Text des Anwalts-
schreibens erfasst, ist, wie oben dargelegt wurde, die
Größe der entfernten Stellen so gering, dass der Text
lesbar bleibt.

Der Rechtsbeschwerde war daher der Erfolg zu versa-
gen, und sie war mit den Nebenentscheidungen aus §
121 Abs. 2 S.1 StVollzG, 48a 0KG zu verwerfen.
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Mitteilungen

Änderung der Struktur der Amts- und Arbeitsgerichte in Hessen

Durch das Gesetz zur Änderung gerichtsorganisatori-
scher Regelungen werden zum 1. Januar 2012 Verän-
derungen im Geschäftsbereich des Hessischen Minis-
teriums der Justiz, für Integration und Europa in Kraft
treten. Einige Amts- und Arbeitsgerichte werden auf-

gelöst und ihre bisherigen Zuständigkeiten anderen
Amts- bzw. Arbeitsgerichten zugewiesen. Welche Ge-
richte betroffen sind, können Sie der auszugsweise
beigefügten Anlage entnehmen.

Projekt “Konsolidierung und Kompensation“ 
hier: Struktur der Amts- und Arbeitsgerichte in
Hessen

Sehr geehrte Herren Präsidenten, 
durch das Gesetz zur Änderung gerichtsorganisatori-
scher Regelungen (GVB1. 1 2011, 5. 409) werden
zum 1. Januar 2012 folgende Veränderungen im Ge-
schäftsbereich des Hessischen Ministeriums der Jus-
tiz, für Integration und Europa in Kraft treten:

Amtsgericht Bad Arolsen
Das Amtsgericht Bad Arolsen wird aufgelöst und des-
sen bisherige Zuständigkeiten vollständig dem Amts-
gericht Korbach zugewiesen.

Amtsgericht Nidda
Das Amtsgericht Nidda wird aufgelöst und dessen bis-
herige Zuständigkeiten bis auf die Zuständigkeit für
die Gemeinde Hungen, die dem Amtsgericht Gießen
zugeteilt wird, dem Amtsgericht Büdingen zugewie-
sen.

Amtsgericht Rotenburg an der Fulda 
Das Amtsgericht Rotenburg an der Fulda wird aufge-
löst und dessen bisherige Zuständigkeiten vollständig
dem Amtsgericht Bad Hersfeld zugewiesen.

Amtsgericht Schlüchtern
Das Amtsgericht Schlüchtern wird aufgelöst und des-
sen bisherige Zuständigkeiten vollständig dem Amts-
gericht Gelnhausen zugewiesen.

Amtsgericht Usingen
Das Amtsgericht Usingen wird aufgelöst und dessen
bisherige Zuständigkeiten für die Gemeinden Gräven-
wiesbach, Neu-Anspach, Usingen, Wehrheim dem

Amtsgericht Bad Homburg v. d. Höhe und ihr die Ge-
meinden Schmitten und Weilrod dem Amtsgericht Kö-
nigstein im Taunus zugewiesen.

Arbeitsgericht Bad Hersfeld
Das Arbeitsgericht Bad Hersfeld wird aufgelöst und
dessen bisherige Zuständigkeiten bis auf den nörd-
lichen Teil (Sontra, Eschwege, Meinhard, Wanfried,
Waldkappel, Wehretal, Meißner, Herleshausen, Ring-
gau und Berkatal, Weißenborn, Gutsbezirk Kauffunger
Wald), der dem Arbeitsgericht Kassel zugeteilt wird,
dem Arbeitsgericht Fulda zugewiesen.

Arbeitsgericht Hanau
Das Arbeitsgericht Hanau wird aufgelöst und dessen
bisherige Zuständigkeiten bis auf den nordöstlichen
Teil (Biebergemünd, Birstein, Brachttal, Flörsbachtal,
Jossgrund, Bad Orb, Wächtersbach, Schlüchtern,
Sinntal, Bad Soden-Salmünster, Steinau an der Straße
sowie das gemeindefreie Gebiet Gutsbezirk Spessart),
der dem Arbeitsgericht Fulda zugeteilt werden soll,
dem Arbeitsgericht Offenbach am Main zugewiesen.

Arbeitsgericht Limburg
Das Arbeitsgericht Limburg wird aufgelöst und dessen
bisherige Zuständigkeiten vollständig dem Arbeitsge-
richt Wiesbaden zugewiesen.

Arbeitsgerichte Marburg und Wetzlar
Die Arbeitsgerichte Marburg und Wetzlar werden auf-
gelöst und deren bisherige Zuständigkeiten vollständig
dem Arbeitsgericht Gießen zugewiesen.

Des Weiteren wurde in der fünften Verordnung zur
Änderung der Gerichtlichen Zuständigkeitsverord-
nung Justiz (GVB1. 1 2010, 5. 709) die Schließung der
folgenden Zweigstellen/Außenstellen beschlossen:
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Zweigstelle Eltville des Amtsgerichts Rüdesheim
Die Zweigstelle Eltville des Amtsgerichts Rüdesheim
wird aufgelöst und deren bisherige Zuständigkeiten
vollständig dem Amtsgericht Rüdesheim zugewiesen.

Zweigstelle Lauterbach des Amtsgerichts Alsfeld
sowie Außenstelle des Oberlandesgerichts Frank-
furt in Lauterbach

Die Zweigstelle Lauterbach des Amtsgerichts Alsfeld
sowie die Außenstelle des Oberlandesgerichts Frank-
furt in Lauterbach werden aufgelöst und deren bisheri-
ge Zuständigkeiten vollständig dem Amtsgericht Als-
feld zugewiesen. 

Ich rege eine entsprechende Unterrichtung Ihrer Mit-
glieder an.

Voller Urlaubsanspruch
für Auszubildende im Prüfungsjahrgang 2012

Da es in diesem Schuljahr erst im Juli Sommerferien
gibt, werden die mündlichen Abschlussprüfungen erst
im Juli stattfinden.  Das hat zur Folge, dass den Aus-
zubildenden für das Jahr 2012 der volle Urlaubsan-
spruch erwächst, §§ 2, 5 Abs.1 lit. c BUrlG.
Abhängig von den Ferienterminen (Ostern/Sommer)
enden die Schuljahre im einen Jahr früher, im anderen
Jahr später. Entsprechend verschieben sich die Prü-
fungstermine. 
In der Vergangenheit gab es hierzu vereinzelt sowohl
Diskussionen zwischen Auszubildenden und ihren
Ausbildern als auch Beschwerden letzterer bei der

Rechtsanwaltskammer. Beides ist vermeidbar. Die
Entscheidung des Gesetzgebers für eine duale Ausbil-
dung steht. Die Belange der Schule stehen gleichge-
wichtig neben denen der ausbildenden Kanzleien. Das
gilt auch für die Dauer des Schuljahres und die Schul-
pflicht der Auszubildenden. Die Rechtslage ist eindeu-
tig, auch wenn es in manchen Jahren schwerfällt, dies
hinzunehmen. Der volle Urlaubsanspruch sollte daher
rechtzeitig eingeplant werden.Sofern er nicht insge-
samt gewährt werden kann, wäre Resturlaub abzugel-
ten.
RA Christoph Höxter 

„Die Sache hat mich gereizt“
Rechtsanwalt und Notar Wolfgang Riepe schied nach 20 Jahren
Mitarbeit aus dem Prüfungsausschuss Braunschweig aus
„Könnten Sie sich die Mitarbeit im Prüfungsausschuss
der Rechtsanwalts-und Notargehilfen vorstellen?“ Als
er vor zwanzig Jahren angesprochen wurde, zögerte
Rechtsanwalt und Notar Wolfgang Riepe nicht lange
und trat die Nachfolge des Kollegen Carls für das „Ar-
beitgeberlager“ an. Wie er selbst sagt, reizte ihn die
Sache, hatte er sich doch immer schon gern auf dem
Feld der juristischen Nachwuchsausbildung getum-
melt. Manch einem wird er auch als engagierter Leiter
von Arbeitsgemeinschaften für Referendare in Erinne-
rung sein. Im Rückblick hält er bedauernd fest, dass
sich die Bereitschaft zur Ausbildung merklich verrin-
gert hat. Auch zeigte sich, dass in etlichen Kanzleien
die Ausbildung im notariellen Bereich leider sträflich
vernachlässigt wurde. In der Prüfung trat dann zu
Tage, dass Prüflinge hier nur rudimentär bis stiefmüt-
terlich an die Praxis herangeführt worden waren. 
Beglückend sei es demgegenüber immer wieder gewe-
sen, zu erleben, wie ausbildende Kollegen und

„Stammkräfte“ in der Kammer geduldig und gespannt
warteten, bis „ihr“ Prüfling durch war, um dann mit
mitgebrachtem Sekt inklusive Gläsern auf den Erfolg
anzustoßen. Manchmal habe es der Prüfungsausschuss
sich nicht leicht gemacht und nochmals neu gerechnet
und gewichtet, um jemanden zum Bestehen oder auf
die nächsthöhere Notenstufe „durchzuhieven“. Da
flossen dann auch schon einmal nicht nur Sekt, son-
dern auch reichlich quellende Freudentränen. Auch ein
ideeller Lohn für diese ehrenamtliche Arbeit.
Inzwischen sind aus den „Gehilfen“ Fachangestellte
geworden. Mit dem Ende der Amtszeit des bisherigen
Prüfungsausschusses im November 2011 schied der
Kollege Riepe aus. Gefragt, wie er die damalige An-
frage heute beantworten würde, resümiert er: „Ich
würde es nochmals machen. Mein Berufsleben ist da-
durch reicher geworden.“

RA Christoph Höxter
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Mitspielerinnen
und Mitspieler gesucht

Das Deutsche Juristenorchester ist ein im September
2008 gegründetes überregionales Liebhaberorchester,
welches sich vorwiegend aus Juristinnen und Juristen
aller Berufsgruppen zusammensetzt, und sich zweimal
im Jahr zu Probenwochenenden an unterschiedlichen
Orten in ganz Deutschland trifft. Am Ende des zweiten
Probenwochenendes steht ein Konzert, in dem das er-
arbeitete musikalische Programm der Öffentlichkeit
vorgestellt wird. Das nächste Probenwochenende fin-
det Anfang Juni 2012 in der Justizakademie Hammel-
burg statt. Am Ende des 2. Probenwochenendes, das
ebenfalls in Hammelburg stattfindet, wird ein Konzert
in Würzburg stehen. Weiterhin gilt es, am 19. Septem-
ber 2012 beim Juristentag ein Konzert gemeinsam mit
dem Chor des Amtsgerichtes München zu bestreiten.
Wir bieten ein deutschlandweites juristisch — musika-
lisches Netzwerk, eine lockere und entspannte Atmo-
sphäre während der Proben- und Konzertwochenen-
den, bei denen die Juristerei Nebensache ist und die
Hauptsache der Spaß am gemeinsamen Musizieren.

Herzlich willkommen sind uns immer interessierte
Mitspielerinnen und Mitspieler, z. Zt. vor allem Gei-
gen, aber natürlich auch alle anderen Streicher, Bläser
und Schlagwerker, da das Deutsche Juristenorchester
als Projektorchester immer einem gewissen Wechsel
in der Besetzung unterliegt.

Für weitere Informationen und das aktuelle Programm
schaut gern auf unserer Homepage www.deutsches-iu-
ristenorchester.de vorbei und/oder meldet Euch bei
uns:

Ansirechpartnerinnen:
Dr. jur. Anna B. Keck, 1. Vorsitzende / Rechtsanwältin
Kristina Gellissen, Protokollführerin email: vor-
stand@deutsches-juristenorchester.de www.deut-
sches-juristenorchester.de 

Rezension

Handbuch der Anwaltshaftung
Zugehör/Fischer/Sieg
ZAP Verlag, 3. Auflage 2011

Das Buch ist von Praktikern für Praktiker. Die Autoren
rekrutieren sich aus BGH-Richtern und Rechtsanwäl-
ten, die ein praxisorientiertes Handbuch erarbeitet ha-
ben. Mit Checklisten und Leitfäden wird die Haf-
tungsprüfung im konkreten Fall erleichtert.

Eine CD-Rom unterstützt hierbei hilfreich die syste-
matische  Haftungsprüfung.
Schwerpunkt des Buches ist die aktuelle Rechtspre-
chung des für Anwaltsregresse und die Haftung aus
steuerlicher Beratung zuständigen IX. Zivilsenates des
BGH.
Ein rundherum gelungenes Werk.

(RAin. Carola Heise)
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Personalnachrichten

Neuzulassungen
vom 18.11.2011 bis 25.01.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Bigalke, Torsten Braunschweig
Rudek, Sebastian Braunschweig
Wildhagen, Florian Braunschweig
Bremer, Nadine Salzgitter
Banerjee, Dipali Karina Wolfsburg
Ballüer, Katrin Göttingen 
Hansen, Anne Cathrin Göttingen
Merics, Lajos Göttingen
Schieder, Christian Göttingen
Philipp Beuermann Hann. Münden
Olivier, Daniela Northeim

Anderweitige Zulassungen
vom 18.011.2011 bis 25.01.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Weber, Anja Wolfsburg
Predöhl, Janneke Sophia Göttingen

Löschungen
Vom 18.11.2011 bis 25.01.2012

Name, Vorname Amtsgericht 
Dammermann, Kirsten Braunschweig
Schmiegel, Alexander Braunschweig
Harmsen, Claus Erkerode
Mattfeldt-Kloth, Sybille Helmstedt
Mühe, Klaus Salzgitter
Pause, Imke Schöningen
Buse, Carmen Wolfenbüttel 
Ehinger, Kristian Wolfsburg
Lappe, Ulf Wolfsburg
Engelhardt, Marco Göttingen
Kriston, Hermann Göttingen
Schmitz, Anne Göttingen
Jacobi, Wolf Northeim

Neue Fachanwaltszulassungen
Arbeitsrecht:
Frau Rechtsanwältin Tanja Bohlender aus Göttingen

mit Urkunde vom 02.01.2012.
Herr Rechtsanwalt Christian Paulini aus Göttingen

mit Urkunde vom 18.01.2012.

Insolvenzrecht:
Herr Rechtsanwalt Christoph Suding aus Braunschweig

mit Urkunde vom 16.01.2012.
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Rechtsanwälte/innen:

50 Jahre:
Herr Rechtsanwalt und Notar a.D. Professor Dr. Joachim Fi-

scher aus Göttingen ist seit dem 28.02.1962 zur An-
waltschaft zugelassen.
Es gratulieren zu diesem Anlass von Herzen seine Sozien
und Mitarbeiter.

40 Jahre:
Herr Rechtsanwalt Dr. Rolf Binnewies aus Braunschweig ist

seit dem 27.01.1972 zur Anwaltschaft zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Hans-Georg Rosig aus Göttingen ist seit

dem 26.01.1972 zur Anwaltschaft zugelassen.

30 Jahre:
Herr Rechtsanwalt Christian Propfe aus Braunschweig ist seit

dem 10.02.1982 zur Anwaltschaft zugelassen.
Herr Rechtsanwalt Helmut Schuhmann aus Braunschweig ist

seit dem 05.01.1982 zur Anwaltschaft zugelassen.

Jubiläen
Der Vorstand der Rechtsanwaltskammer Braunschweig gratuliert herzlich allen Kolleginnen und Kollegen sowie den Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern in den Anwaltsbüros, die in den zurückliegenden Monaten auf eine besonders langjährige
Tätigkeit zurück blicken konnten.

Die Zeit ist ein kostbares Geschenk, uns gegeben, damit wir in ihr klüger, besser, reifer, vollkommener werden.
(Chinesische Weisheit)
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Veranstaltungen

Seminarankündigungen 2012

Die aktuellen Veranstaltungstermine sowie das Anmeldeformular finden Sie rechtzeitig als Einleger  in der Kammermitteilung
oder ab sofort auf unserer Internetseite www.rak-braunschweig unter der Rubrik “Mitglieder/Fortbildung und Termine“. 

Soweit nicht anders angegeben, finden die Seminare im Seminarraum der Rechtsanwaltskammer, 2. Etage, Bruchtorwall
12, 38100 Braunschweig statt.

08.02.2012 Aktuelle Entwicklungen im
13:30 – 19:00 Uhr Miet-und Wohnungseigentumsrecht

Anerkennung gem. § 15 FAO
Referent Rechtsanwalt Dr. Winkler

14.03.2012 „Wer gegen wen, wie lange und wie viel?“
13:30 – 19:00 Uhr Praktikerseminar Familienrecht

Anerkennung gem. § 15 FAO 
Referent Rechtsanwalt Duderstadt

21.03.2012 Der richtige Draht zum Mandanten
14:00 – 20:00 Uhr Workshop für Auszubildende und Kanzleiangestellte

Referentin Brigitte Worg,
Geschäftsführerin der Rechtsanwaltskammer des Landes
Sachsen-Anhalt und Mediatorin

23.05.2012 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent Rechtsanwalt Böthling

23.05.2012 Divergenzen zwischen
13:30 – 19:00 Uhr Miet- und Wohnungseigentumsrecht
In der Gauss-Weber-Loge zu Anerkennung gem. § 15 FAO
Göttingen e.V., Referenten Rechtsanwalt Dr. Hildebrandt und 
Lotzestr. 34, 37073 Göttingen Rechtsanwalt Grundei

06.06.2012 Praktikerseminar Zwangsvollstreckungsrecht
14:00 – 19:00 Uhr Seminar für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsfachangestellte

Referent Johannes Kreutzkam, Rechtspfleger

13.06.2012 Praktikerseminar Steuerstrafrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent Rechtsanwalt Mügge

26.09.2012 Praktikerseminar Insolvenzrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent Rechtsanwalt Ebeling 
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10.10.2012 Praktikerseminar Sozialrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO

Referent Rechtsanwalt Böthling

24.10.2012 Praktikerseminar Arbeitsrecht
13:30 – 19:00 Uhr Anerkennung gem. § 15 FAO 

Referent Rechtsanwalt Dr. Bührig

31.10.2012 Spezialfragen zum Unterhaltsrecht
13:30 – 19:00 Uhr Volljährigenunterhalt, Elternunterhalt, Enkelunterhalt

Anerkennung gem. § 15 FAO 
Referent Rechtsanwalt Duderstadt

07.11.2012 Aktuelle  Entwicklungen im
13:30 – 19:00 Uhr Miet-und Wohnungseigentumsrecht

Anerkennung gem. § 15 FAO 
Referent Rechtsanwalt Dr. Winkler

Goslarer Fortbildungstage
Seminare für Anwälte in chronologischer Reihenfolge:
Samstag, 10.03.2012

10-Stunden- Komplettseminar im Familienrecht
Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstun-
den.

Referenten: VRiOLG Celle Dieter Büte und
Dr. Wolfram Viefhues,    
Aufsicht führender Richter am AG
Oberhausen

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30-20.00 Uhr
Teilnahmebeitrag:    einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.

Themenübersicht: 
Dr. Viefhues referiert vormittags zum Thema „ Aktuelle
Rechtsprechung  zum  Unterhaltsrecht einschließ-
lich verfahrensrechtlicher Fragen“ 
Herr Büte referiert nachmittags zum Thema „Update Fa-
milienrecht“

Themenübersicht:
Vermögensauseinandersetzung: Auswirkung der Entschei-
dung des BGH vom 02.02.2011(FamRZ 2011, 1367) auf
die Bewertung von Lebensversicherungen und Aktien; Illoya-
les Verhalten: Konsequenzen im Zugewinn-Abwehrstrate-
gien; Rückabwicklung unbenannter Zuwendungen
Neues zur Verfahrenskostenhilfe und zum Kostenvorschuss;
Haftungsfalle FamFG
Der Streit ums Kind: Gemeinsame elterliche sorge, Abände-
rung von Sorge- und Umgangsregelungen; Entzug der elter-

lichen Sorge nach § 1666 FamFG; Ausschluss des Um-
gangs; Vollstreckung von Umgangsregelungen; einstweiliger
Rechtsschutz

Mittwoch, 09.05.2012

Erbschaftssteuer, insbesondere zur Ehe und Fami-
lie
Fachanwälte für Erbrecht und Steuerrecht erhalten eine Teil-
nahmebescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 4 Zeit-
stunden.

Referent: Rechtsanwalt Dr. Manzur Esskan-
dari, Osnabrück
Fachanwalt für Steuerrecht

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 14.30 bis 18.45 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 125,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht
• Die neuen Erbschaftssteuerrichtlinien
• Aktuelle Rechtsprechung zur Erbschafts- und Schen-

kungssteuer
• Zugewinnausgleich nach § 5 ErbStG mit Berechnungs-

beispielen
• Schenkungen unter Ehegatten, insbesondere das Oder-

Konto
• Schenkungssteuerprobleme der nichtehelichen Lebensge-

meinschaft



KammermitteilungKammermitteilung

30 Rechtsanwaltskammer Februar 2012

Samstag, 09.06.2012

10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht
Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-
scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstun-
den.
Referenten: Richter am Bundesarbeitsgericht

Wilhelm Mestwerdt
Direktor des Arbeitsgerichts Celle
Günther Kreß

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 08.30 bis 20.00 Uhr
Teilnahmebeitrag:    einheitlich 290,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestands-
schutz im Arbeitsverhältnis
Neue Entwicklungen in der Rechtsprechung des
BAG, LAG sowie des EUGH
Das Seminar vermittelt ein umfassendes update der oberge-
richtlichen Rechtsprechung in den praxisrelevanten Fragen
des Bestandsschutzes und des Vertragsrechts im Arbeitsver-
hältnis. Ziel des Seminars ist es, den Teilnehmern in kom-
pakter Form den aktuellen Stand der Rechtsprechung in
den genannten Kernbereichen des Individualarbeitsrechts
zu vermitteln. Besprochen werden aktuelle Entscheidungen
zu Kündigung, Befristung, Teilzeit sowie den damit in Zu-
sammenhang stehenden Fragen von Annahmeverzug,
Weiterbeschäftigung und Wiedereinstellung. Weitere The-
men sind die Inhaltskontrolle von Versetzungsklauseln sowie
die Flexibilisierung von Entgeltbedingungen (Freiwilligkeits-
und Widerrufsvorbehalte). 

Samstag, 30.06.2012

Das Gemeinschaftliche Testament unter Einbezie-
hung der besonderen Probleme der sog. Patch-
workfamilien und Aktuelle Rechtsprechung aus
dem Erbrecht
Fachanwälte für Erbrecht erhalten eine Teilnahmebescheini-
gung im Sinne von § 15 FAO über 6 Zeitstunden.

Referent: Notar Prof. Dr. jur. Maximilian
Zimmer, Wernigerode    
Honorarprofessor an der Hoch-
schule Harz und Dozent für 
Erbrecht 

Tagungsort: Goslar, Hotel Niedersächsischer Hof,
Klubgartenstrasse 1-2

Zeit: 09.30 bis 17.00 Uhr
Teilnahmebeitrag: einheitlich 210,00 € zzgl. 19% Mwst.; 

Der Teilnahmebeitrag beinhaltet jeweils ein um-
fangreiches Seminarskript, Pausenverpflegung
sowie bei ganztägigen Veranstaltungen ein Mitta-
gessen.

Seminarleitung: Rechtsanwältin Martina Pfeil, Goslar

Hinweis in eigener Sache:
Im Jahr 2012 finden im 2. Halbjahr keine Veranstaltungen
statt.

Teilnahmebedingungen
Teilnahmegebühren
Bitte überweisen Sie die Teilnahmegebühr zuzüglich der ge-
setzlichen Umsatzsteuer unmittelbar nach Erhalt der Teilnah-
mebestätigung/ Rechnung auf mein Konto, das in der Rech-
nung angegeben ist. 
Rücktritt
Spätestens bis 10 Tage vor Seminarbeginn können Sie Ihre
Anmeldung zurücknehmen. Die Stornoerklärung bedarf der
Schriftform. Ich berechne für eine Stornierung eine Bearbei-
tungsgebühr in Höhe von 25 Euro zzgl. Mwst., bei Semina-
ren, die länger als einen Tag gehen, 25% des Teilnahmebe-
trags zzgl. Mwst. Gleiches gilt für Seminare mit einer in der
Seminarankündigung angegebenen Teilnehmerbegrenzung
sowie für Komplettseminare für Fachanwälte. Wenn Sie den
Teilnahmebetrag für ein von Ihnen gebuchtes Seminar bereits
gezahlt haben, biete ich Ihnen ein kostenloses Umbuchen
auf ein anderes Seminar im laufenden Jahr an. In diesem Fal-
le verzichte ich auf eine Bearbeitungsgebühr. Bei nicht recht-
zeitiger Absage wird der volle Teilnahmebetrag fällig.
Absage von Seminaren durch die „Goslarer Fort-
bildungstage“
Bei Absagen von Seminaren wegen Ausfall des Dozenten
oder bei zu geringer Teilnehmerzahl oder Verlegung des Ta-
gungsortes bin ich bemüht, Ihnen dies rechtzeitig mitzuteilen.
Muss ich ein Seminar absagen, so erstatte ich die bereits ge-
zahlte Teilnahmegebühr in vollem Umfang. Weitergehende
Ansprüche sind ausgeschlossen, außer in Fällen vorsätz-
licher oder grob fahrlässigen Verhaltens  von meiner Seite
oder sonstigen Erfüllungsgehilfen. Begleitende Arbeitsunter-
lagen gebe ich in der Regel zu Beginn des Seminars heraus.
Diese werden von den Referenten erstellt und von mir zum
ausschließlichen Gebrauch für  und durch den Teilnehmer ko-
piert. Eine Vervielfältigung oder Weitergabe ohne meine Ein-
willigung ist unzulässig.

Kontakt:
Goslarer Fortbildungstage,
Jürgenweg 38a in 38640 Goslar,
Telefon: 05321/ 685775,
Telefax: 05321/ 685776,
www.goslarer-fortbildungstage.de
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Veranstaltungshinweis

Die Georg-August-Universität veranstaltet im Rahmen der Tagungsreihe „Blickpunkt Sozialrecht in der Pri-
vatrechtspraxis“ eine Tagung zu dem Thema

Sterben, Erben, Leistungsmissbrauch? Erbrechtliche Selbstbestimmung und
öffentlich-rechtliches Sozialrecht – Ein Widerspruch?

am 24.05.2012 in Göttingen

Informationen und Anmeldung: www.sozialrecht-privatrecht.de oder Universität Göttingen, Institut für Ar-
beitsrecht, Lehrstuhl Prof. Deinert, Platz der Göttinger Sieben 5, 37073 Göttingen, Tel.: 0551 - 39 7948,
Fax: 0551 - 39 7245, E-Mail: info@sozialrecht-privatrecht.de
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